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Entscheidung des Gerichts über die Auslagen des Strafverfahrens
Nach § 362 Abs. 1 StPO muß jedes Urteil, jede das 
Hauptverfahren endgültig einstellende Entscheidung 
und jeder Beschluß über die Verwirklichung von Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, der 
auf Grund einer mündlichen Verhandlung ergeht, be­
stimmen, wer die Auslagen des Verfahrens zu tragen 
hat. Welche Aufwendungen im einzelnen zu den in 
§ 362 Abs. 2 StPO bezeichneten Auslagen zählen, er­
gibt sich aus der Rundverfügung Nr. 14 des Ministers 
der Justiz vom 5. August 1968 i. d. F. der Rundverfü­
gung Nr. 5 vom 17. April 1969 (Verfügungen und Mit­
teilungen des Ministeriums der Justiz 1969, Heft 5/6,
S. 17). Von diesen Auslagen sind die in den §§ 366, 
367 StPO genannten notwendigen Auslagen des Ange­
klagten zu unterscheiden. Das sind die finanziellen 
Aufwendungen, die dem Angeklagten bei der Durch- 

, führung des gegen ihn gerichteten Strafverfahrens u. a. 
durch Verdienstausfall, Reisekosten sowie für die In­
anspruchnahme eines Verteidigers entstehen.
In der Praxis sind hinsichtlich der rechtlichen Rege­
lung über die Auslagen des Verfahrens einige Fragen 
aufgetreten, die im Interesse der Gesetzlichkeit der 
Strafrechtsprechung einheitlich gelöst werden müssen. 
Das Kollegium für Strafsachen des Obersten Gerichts 
hat sich mit Fragen der Auslagenentscheidung im 
Rechtsmittelverfahren, bei endgültiger Einstellung des 
Verfahrens, bei Verwerfung des Rechtsmittels gemäß 
§ 293 StPO und bei der Geltendmachung von Scha­
denersatzansprüchen befaßt und ist dabei zu folgen­
den Ergebnissen gekommen:

Auslagenentscheidung im Rechtsmittelverfahren

Nach § 367 StPO hat der Angeklagte die Auslagen 
dann zu tragen, wenn er sein Rechtsmittel zurück­
nimmt oder wenn das Rechtsmittel erfolglos bleibt. 
Die Auslagen können auch angemessen verteilt wer­
den, wenn das Rechtsmittel teilweisen Erfolg hat.
Die Bezirksgerichte vertreten dazu z. T. unterschied­
liche Auffassungen. Dabei geht es insbesondere um 
die Frage, wann von einem nur teilweisen Erfolg i. S. 
des § 367 Satz 3 StPO und wann von einem vollen 
Erfolg zu sprechen ist und welche Konsequenzen sich 
daraus für die Entscheidung über die Auslagen des 
Verfahrens ergeben. Die richtige Lösung dieser Frage 
ist für die Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit der ge­
richtlichen Entscheidung von wesentlicher Bedeutung. 
Sie gewährleistet, daß weder dem Staatshaushalt noch 
dem Angeklagten ungerechtfertigt Auslagen auferlegt 
werden.
Zunächst ist die Frage zu beantworten, woran zu mes­
sen ist, ob das eingelegte Rechtsmittel teilweisen oder 
vollen Erfolg hatte. Der StPO-Lehrkommentar sieht 
das Kriterium dafür in der Begründung des Rechts­
mittels. In Anmerkung 4 zu § 367 StPO (S. 408) heißt 
es: „Eine Berufung hat beispielsweise Erfolg, wenn die 
von ihr beanstandete Strafe nach Art oder Höhe vom 
Rechtsmittelgericht antragsgemäß herabgesetzt wird.“ 
Durch eine solche Auslegung wird für die Auslagen­
regelung die durch die StPO vom 12. Januar 1968 be­
seitigte Möglichkeit der Rechtsmittelbeschränkung 
wieder in das Rechtsmittelverfahren eingeführt.; denn 
das Rechtsmittelgericht müßte sich bei seiner Ent­
scheidung darüber, ob ein Rechtsmittel teilweisen oder 
vollen Erfolg hat, von der Begründung des Rechtsmit­
tels und den darin enthaltenen Anträgen leiten lassen.

Damit wird aber gerade eine wesentliche Neuerung im 
Rechtsmittelverfahren nach der StPO vom 12. Januar 
1968 verkannt.
Das Wesen des Rechtsmittelverfahrens besteht darin, 
daß das erstinstanzliche Urteil unabhängig von der 
Begründung des Rechtsmittels allseitig und kritisch 
unter tatsächlichen und rechtlichen Gesichtspunkten 
überprüft wird. Das eingelegte Rechtsmittel bestimmt 
also nicht den Umfang der Uberprüfung./І/ Die nach 
der StPO vom 2. Oktober 1952 gemäß § 283 Abs. 2 
mögliche Beschränkung des Rechtsmittels darauf, daß 
ein Strafgesetz nicht oder unrichtig angewendet wor­
den ist oder daß die Strafzumessung unrichtig ist, 
wurde durch die StPO vom 12. Januar 1968 im Inter­
esse der umfassenden Verwirklichung der Gesetzlich­
keit durch das Rechtsmittelgericht beseitigt. Die 
Rechtskraft des Urteils wird bei rechtzeitiger Einle­
gung von Protest oder Berufung hinsichtlich des vom 
Rechtsmittel Betroffenen gehemmt (§ 289 Abs. 1 StPO). 
Das Rechtsmittelgericht darf — unter Beachtung des 
Verbots der Straferhöhung (§ 285 StPO) — eine un­
gesetzliche Entscheidung nicht deshalb aufrechterhal­
ten, weil die Gesetzesverletzung nicht gerügt wurde. 
Gegenstand der Überprüfung des Rechtsmittelgerichts 
ist das gesamte erstinstanzliche Urteil einschließlich 
der Entscheidung über etwaige Schadenersatzansprü­
che gegen den Angeklagten. Dieser Ausgestaltung des 
Rechtsmittelverfahrens liegt der Gedanke zugrunde, 
daß erst die Überprüfung des gesamten Urteils das 
Rechtsmittelgericht in die Lage versetzt, die erstin­
stanzlichen Gerichte konkret anzuleiten, Hinweise für 
die einheitliche Anwendung des Rechts zu geben und 
so zur vollen Durchsetzung der Gesetzlichkeit beizu­
tragen.
Der StPO-Lehrkommentar enthält in Anmerkung 1 
Abs. 2 folgende Auslegung des § 291 Satz 1: „Legt ein 
Angeklagter, der wegen mehrerer selbständiger, mit­
einander in keinem Zusammenhang stehender Hand­
lungen verurteilt wurde, nur hinsichtlich einer Hand­
lung Berufung ein, braucht sich die Nachprüfung in 
der Regel nicht auf alle strafbaren Handlungen zu er­
strecken“. Das Kollegium für Straf Sachen des Obersten 
Gerichts stimmt dieser Auffassung nicht zu, weil sie 
eindeutig gegen § 291 Satz 1 StPO verstößt.
Aus dem Wesen des Rechtsmittelverfahrens ergibt sich, 
daß die Beantwortung der Frage, ob ein Rechtsmittel 
teilweisen oder vollen Erfolg hat, nicht von der Be­
gründung des Rechtsmittels abhängig gemacht werden 
kann. Diese für die Auslagenentscheidung im Rechts­
mittelverfahren entscheidende Frage kann nur durch 
einen inhaltlichen Vergleich der Ergebnisse der Ver­
handlung erster und zweiter Instanz beantwortet wer­
den. Daraus folgt:
1. Eine Berufung hat dann vollen Erfolg, wenn der 
Angeklagte in vollem Umfange freigesprochen wird. 
In diesem Fall ergibt sich die Auslagenentscheidung 
aus § 366 StPO. Das bedeutet, daß die Auslagen — 
auch die dem Freigesprochenen entstandenen notwen­
digen Auslagen einschließlich der Verteidigerkosten 
— dem Staatshaushalt aufzuerlegen sind.
Nicht ersetzt werden dem Freigesprochenen solche 
Auslagen, die er selbst durch schuldhaftes Versäum­
nis verursacht hat (§ 366 Abs. 1 StPO). Die notwendi-

III So auch StPO-Lehrkommentar, Berlin 1968, Anm. 1 zu 
§291 (S. 325).
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